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BLEIBURG, im Juli. Wirtshausstreite
über Ortsschilder sind eine Kärntner Spe-
zialität. Da sagt ein Arbeiter beim Feier-
abend-Bier, dass der Ort, in dem sich das
Wirtshaus befindet, für ihn nur Bleiburg
heißt und nicht Pliberk, wie ihn die slowe-
nische Volksgruppe nennt. Dass sich Lan-
deshauptmann Jörg Haider nach schier
ewigem Streit bereitfand, auf den Ortsta-
feln wenigstens kleine slowenische Schild-
chen anbringen zu lassen, versteht der
Mann nicht. „Schon die kleinen Taferln
vom Haider sind zu viel für die Tschu-
schen“, schimpft er. Für diese altherge-
brachte Slawen-Schmähung erntet er
gleich beifälliges Nicken am Wirtshaus-
tisch – aber auch Widerspruch. Es gebe
doch „keinen echten Bleiburger, der nicht
slowenische Verwandte hat“, kontert ein
älterer Mann. Man möge den Slowenen
doch ihre Ortstafeln geben. Ein Dritter
würde sich lieber wieder anderen Kärnt-
ner Spezialitäten als diesem Epochen-
streit über die mehrsprachige Beschrif-
tung von Ortseinfahrtsschildern widmen:
„Ich kann das alles nicht mehr hören, sol-
len sie doch die Tafeln aufstellen und eine
Ruh’ geben!“

Ein paar Meter weiter, im „Kulturni
Dom“, dem slowenischen Kulturhaus,
sieht man das anders. „Das ist ja keine
Gnade, die uns von der Politik gewährt
werden soll, sondern ein Rechtsan-
spruch“, sagt Andrej Wakounig. Verbürgte
Zweisprachigkeit sei natürlich mehr als
nur die Tafeln an Ortsanfang und -ende.
„Die Kärntner sind so stolz auf ihre Volks-
lieder. Dass das Liedgut der Karantanen
slawische Wurzeln hat und deshalb so un-
gewöhnlich ist in Österreich, wird aber
schamhaft verschwiegen“, sagt seine Be-
gleiterin. Sie ist Sopran in einem sloweni-
schen Chor; man singe in beiden Spra-
chen.

Was die Menschen im Wirtshaus be-
schäftigt, treibt seit langem auch die Ge-
richte um. Ein Mann aus Südkärnten wur-
de unlängst sogar zu vier Monaten Haft
auf Bewährung verurteilt. Er hatte in ei-
ner an die Kärntner Anwaltskammer ge-
richteten E-Mail dem Anwalt Rudi Vouk
damit gedroht, er werde ihm „einen Denk-
zettel verpassen“ und ihn „in die Schran-
ken weisen“. Rudi Vouk hatte sich vor sie-
ben Jahren selbst angezeigt wegen Ge-
schwindigkeitsüberschreitung und damit
den Streit über die zweisprachigen Ortsta-
feln vor den Österreichischen Verfassungs-
gerichtshof gebracht. Seine Argumentati-
on war verwegen, aber letztlich erfolg-
reich: Da es auf dem Ortsschild keine slo-
wenische Aufschrift gab, habe er nicht er-
kennen können, dass er sich mit seinem
Auto in einer geschlossenen Ortschaft be-
finde.

In dem von Vouk angestrengten Verfah-
ren urteilte das Verfassungsgericht, die Be-
stimmung im Volksgruppengesetz, dass to-
pographische Bezeichnungen nur dort
zweisprachig anzubringen sind, wo die An-
gehörigen nationaler Minderheiten mehr
als 25 Prozent der örtlichen Einwohner-
schaft ausmachten, widerspreche der Ver-
fassung. Das betrifft hauptsächlich Slowe-
nen in Kärnten und in der Steiermark so-
wie Kroaten und Ungarn im Burgenland.
Nach Ansicht der Verfassungsrichter
reicht ein Minderheitenanteil „von mehr
als zehn Prozent über einen längeren Zeit-
raum“ aus, um ein Recht auf zweisprachi-
ge Ortsschilder zu begründen.

Dem Kärntner Landeshauptmann (Re-
gierungschef) Haider fällt es im Traum
nicht ein, dem Urteil Folge zu leisten. Hai-
der, ein promovierter Jurist, hat stets Mit-
tel und Wege gefunden, es zu umgehen. In
Bleiburg (slowenisch: Pliberk) im Jauntal
und Ebersdorf (Drveša vas) im Bezirk Völ-
kermarkt hat er vor zwei Jahren die Stra-
ßenschilder kurzerhand ein paar Meter
vor die Gemarkungsgrenze rücken lassen
und damit Ausführungsbestimmungen
des Verfassungsgerichts umgangen. Er las-
se sich nichts von „rasenden Rechtsbre-
chern“ und einem „politisch entscheiden-
den Verfassungsgericht“ aufzwingen, sag-
te Haider damals. Jede neue Entscheidung
des Verfassungsgerichts werde er konter-
karieren: „Ich werde die Ortstafeln jedes
Mal neu verrücken lassen.“

Haider weiß bei solchen Aktionen viele
„Deutschkärntner“ auf seiner Seite. Dabei
sind laut einer Umfrage 67 Prozent der
Kärntner sogar für die Aufstellung zwei-
sprachiger Ortsschilder. Doch in Verbin-
dung mit Fingerzeigen auf den „Wasser-
kopf Wien“ und dort getroffene Entschei-
dungen lässt sich am Fuße der Karawan-
ken ein historisch befrachtetes Thema wie
dieses allemal politisch instrumentalisie-
ren. Anwalt Rudi Vouk und seine Mitstrei-
ter in der „Plattform für Rechtsstaat und

Demokratie“ oder im christlich-konserva-
tiven „Rat der Kärntner Slowenen“, des-
sen stellvertretender Vorsitzender Vouk
ist, bezeichnet Jörg Haider kurzerhand „ra-
dikale Nationalslowenen“.

Freilich gibt es auch Leute auf beiden
Seiten, die eine Verständigung suchen.
Bernard Sadovnik von der bürgerlichen
„Gemeinschaft der Slowenen“ und Mar-
jan Šturm vom linken „Zentralverband slo-
wenischer Organisationen“ sind über ih-
ren Schatten gesprungen und redeten mit
Leuten wie Josef Feldner, dem Obmann
des deutschnationalen „Kärntner Heimat-
dienstes“. Unter der geduldigen Leitung
des Historikers Stefan Karner einigten sie

sich auf einen sogleich als „historisch“ be-
zeichneten Kompromiss in der leidigen
Ortstafelfrage. Zusammen gaben Feldner
und Šturm, die zuvor Jahrzehnte erbitter-
te Gegner waren, ein Buch mit dem Titel
„Kärnten neu denken“ heraus. Sie schlu-
gen vor, bis 2009 insgesamt 142 zweispra-
chige Ortsschilder in Südkärnten aufzu-
stellen, wobei in 77 Orten ohnedies schon
solche Tafeln stehen. Von 2010 an hätte es
die Möglichkeit geben sollen, in Orten mit
mehr als zehn Prozent slowenischer Bevöl-
kerung weitere Schilder anzubringen. Im
Juli 2006 hatte sogar Haider – seine Partei,
das BZÖ, befand sich seinerzeit in Wien
mit der ÖVP in der Regierung – dem Kom-
promiss zunächst zugestimmt, dann aber
vor einem Beschluss im Parlament ein Ve-
torecht seines Landes gegen weitere zwei-
sprachige Ortstafeln ab 2010 verlangt. Der
Taktiker Haider wollte den Konflikt gern
am Leben erhalten.

Seit 1955 sichert ein Staatsvertrag natio-
nalen Minderheiten besondere Rechte zu.
Vier Jahre später wurden erste Minderhei-
tengesetze erlassen. Sie galten dem Ge-

brauch der Muttersprache vor Gericht und
einem eigenständigen Schulwesen. 1972,
unter dem SPÖ-Kanzler Kreisky, beschloss
das Parlament erst das Ortstafelgesetz. Es
galt damals für 205 Siedlungen, in denen
ein Minderheitenanteil von 20 Prozent auf
der Basis der Volkszählung von 1971 ange-
nommen wurde. Als die ersten Schilder auf-
gestellt werden, demontieren aufgebrachte
Deutschkärntner sie sofort: „Ortstafel-
sturm“ heißt das im Volksmund. Daraufhin
wurde die Aufstellung weiterer Tafeln ge-
stoppt. Im Volksgruppengesetz von 1976
wurden Schutz- und Fördermaßnahmen
für die Minderheiten festgelegt. Es sieht für
die „zweisprachige Topographie“ in Kärn-

ten eine 25-Prozent-Klausel (Anteil der
slowenischsprachigen Bevölkerung) vor. In
der 1977 erlassenen Topographieverord-
nung für Kärnten sind 91 zweisprachige
Ortstafeln vorgesehen. Bei der Aufstellung
erster neuer zweisprachiger Schilder blie-
ben die befürchteten Ausschreitungen aus.

Ende 2000 flammte aber mit der Auf-
stellung erster zweisprachiger Ortsschil-
der im Burgenland auch in Kärnten die De-
batte über die Ortsschilder wieder auf. Slo-
wenenverbände forderten eine Novellie-
rung des Volksgruppengesetzes, Haider
lehnte strikt ab. Als Rudi Vouk dann we-
gen zu schnellen Fahrens im einsprachig
beschilderten Ortsgebiet von St. Kanzian
(Škocjan) am Klopeiner See den Instan-
zenweg bis zum Höchstgericht ging, hob
der Verfassungsgerichtshof Teile des
Volksgruppengesetzes von 1976 und der
Topographieverordnung von 1977 auf.
Haider forderte den Gerichtspräsidenten
Ludwig Adamovich zum Rücktritt auf.

Seit Haider neue Schildchen mit der
Aufschrift „Pliberk“ unter dem Namen
„Bleiburg“, aber innerhalb der blauen Um-

randung des Ortsschilds annieten ließ, ist
zwar ein wenig Ruhe eingekehrt. Doch
der Rat der Kärntner Slowenen ist damit
noch nicht zufrieden. Verfassungsrechtler
geben ihnen recht.

Nicht weit von Bleiburg/Pliberk, in Glo-
basnitz (Globasnica), sind die Ortsschil-
der nur der Anfang. Kaum irgendwo sonst
ist die Existenz der slowenischen Volks-
gruppe so deutlich sichtbar. Das beginnt
bei den Ortsschildern und setzt sich am
Gemeindeamt, am Kindergarten und in
der Volksschule fort. Am Gasthaus prangt
selbstverständlich die Aufschrift „Gostil-
na“, das Geschäft neben der Posojilnica-
Bank heißt „Zadruga Market“. Acht von
zehn Kunden sprechen untereinander Slo-
wenisch, die Beschriftung in beiden Spra-
chen finden sie „ganz normal“. Daran,
dass das in anderen Gemeinden alles ande-
re als normal ist, ist für die Globasnitzer
„die Politik“ schuld. „Schon der Wagner
Leopold“ – SPÖ-Landeshauptmann von
1974 bis 1988, der sich einst seiner NS-Ver-
gangenheit rühmte – „wollte uns wegha-
ben, die Roten waren früher um nichts bes-
ser als der Haider jetzt“, empört sich ein äl-
terer Mann. Dass „die Politik“ eine Lö-
sung suche, mag er nicht glauben. „Wenn
die Regierung in Wien das hätte tun wol-
len, wer hat sie denn daran gehindert?“

Kärntens Ortstafeln neu denken
Hamas beschlagnahmt Zeitungen –
Die radikalislamische Palästinenseror-
ganisation Hamas hat am Montag die
Verbreitung der drei wichtigsten paläs-
tinensischen Zeitungen im Gazastrei-
fen, „Al-Kuds“, „Al-Ajam“ und „Al-Ha-
jat al Dschadida“, verboten. Das teilte
der Palästinensische Journalistenver-
band im Westjordanland am Montag
mit. Das von der Hamas kontrollierte
Innenministerium begründete die Maß-
nahme damit, dass die Zeitungen nicht
richtig über einen Bombenanschlag
auf das Auto eines Hamas-Mitglieds
am Freitag berichtet hätten. Hamas,
die vor mehr als einem Jahr gewaltsam
die Kontrolle im Gazastreifen über-
nommen hatte, wirft Fatah vor, hinter
dem Anschlag zu stehen. (dpa)
Angriff auf Ölpipelines in Nigeria –
Rebellen in Nigeria haben nach eige-
nen Angaben einen Sabotageakt gegen
zwei Ölpipelines verübt. Ein Anführer
der Bewegung für die Emanzipation
des Nigerdeltas sagte, der Angriff auf
die Pipelines der Ölfirma Shell sei am
Montag im südnigerianischen Staat Ri-
vers erfolgt. (AP)
Anschlag im Baskenland – Die baski-
sche Separatistenorganisation Eta hat
an einer der wichtigsten Autobahnen
im Norden Spaniens mutmaßlich ei-
nen Anschlag verübt. Niemand sei ver-
letzt worden, teilte die Regionalregie-
rung des Baskenlandes am Montag
mit. Das Attentat richtete sich nach
den Angaben offenbar gegen eine bas-
kische Baufirma, die an den Arbeiten
an der Autobahn A8 beteiligt ist. Der
Sprengsatz explodierte demnach zwi-
schen Fahrzeugen und Materialien, die
die Firma am Rande der Baustelle gela-
gert hatte. Es sei unklar, ob der An-
schlag am Wochenende oder in den frü-
hen Morgenstunden des Montags ver-
übt worden sei, sagte ein Sprecher. Der
beträchtliche Schaden sei bei der Wie-
deraufnahme der Arbeiten am Montag
entdeckt worden. (Reuters)
Baukräne in Brüssel besetzt – Mehre-
re hungerstreikende Ausländer ohne
gültige Papiere haben drei Baukräne in
Brüssel besetzt. Die Einwanderer wol-
len damit eine belgische Aufenthaltsge-
nehmigung erzwingen. Einige von ih-
nen drohten, sich von den Baukränen
zu stürzen, falls die Polizei einschritte
oder sie keine Aufenthaltsgenehmi-
gung bekämen. (dpa)
Handgemenge in Neapel – Wenige
Tage nach der Ausrufung eines natio-
nalen Notstands gegen illegale Einw-
wanderung hat sich die italienische Po-
lizei ein Handgemenge mit Dutzenden
Afrikanern geliefert, die sich im Dom
von Neapel verbarrikadiert hatten.
Zwei der etwa 50 Demonstranten sei-
en festgenommen worden, teilte die Po-
lizei am Montag mit. Die Einwanderer
hatten sich in der Kirche verschanzt,
weil ihre Unterkunft vorige Woche ab-
gebrannt war. Die Regierung von Mi-
nisterpräsident Berlusconi hatte den
Immigrations-Notstand am Freitag aus-
gerufen. (Reuters)
Französische Adoptionshelfer – Um
internationale Adoptionen zu erleich-
tern, will Frankreich von August an
freiwillige Adoptionshelfer ins Aus-
land entsenden. Die ersten sollen im
August an der französischen Botschaft
in der kambodschanischen Hauptstadt
Phnom Penh ihren Dienst aufnehmen,
sagte die Staatssekretärin für Men-
schenrechte Rama Yade. Das berichte-
te die Zeitung „Le Parisien“ am Mon-
tag. Das Vorhaben solle sowohl vom
Außenministerium als auch von Privat-
unternehmen finanziert werden. Die
französische Adoptionsbürokratie gilt
als besonders schwerfällig. Die interna-
tionale Adoption ist zuletzt außerdem
durch die Hilfsorganisation „Arche de
Zoé“ in Verruf geraten. „Arche de
Zoé“ hatte durch einen illegalen Trans-
fer angeblicher afrikanischer Waisen-
kinder nach Frankreich auf den Bürger-
krieg in der sudanesischen Krisenregi-
on Darfur aufmerksam machen wol-
len. (dpa)

KIEW, 28. Juli. Anfang Juli hat die Nach-
richtenagentur Interfax ein kleines Zahlen-
werk veröffentlicht, das den Betriebszu-
stand der jungen ukrainischen Demokra-
tie kenntlich macht: 180 Sitzungstage hät-
te das im vergangenen Herbst gewählte –
und wie seine Vorgänger auch für lustvolle
Raufereien berühmte – Parlament bisher
haben sollen, nur an 46 Tagen sind die
Volksvertreter aber wirklich zusammenge-
kommen. Und selbst dann haben sie es
neunmal nicht geschafft, die Sitzung über-
haupt zu eröffnen.

Die Saalschlachten und Stubenschar-
mützel der „Werchowna Rada“ sind dabei
nicht immer von denselben Akteuren be-
gonnen worden. Sowohl Abgeordnete der
Opposition als auch der Regierungskoali-
tion stürmten das Podium. Es ist in der
Rada Usus geworden, dass jeder, der eine
Niederlage fürchtet, das Plenum so lange
blockiert, bis die Gefahr vorbei ist. Ange-
sichts dieser Routine, Gesetze zu verhin-
dern und das Parlament lahmzulegen, ist
es kein Wunder, dass der politische Be-
trieb der Ukraine seit dem Amtsantritt
der westlich orientierten Ministerpräsi-
dentin Timoschenko im Dezember zumin-
dest partiell gelähmt ist.

Frau Timoschenko, neben Präsident
Juschtschenko die Siegerin der demokrati-
schen „Revolution in Orange“ von 2004,

muss sich aber nicht mehr nur gegen die
teilweise sowjetisch-nostalgisch geprägte
Opposition aus dem russischsprechenden
Osten des Landes wehren, sondern mitt-
lerweile ebenso gegen ihren früheren Mit-
streiter Juschtschenko. Obwohl ihre Par-
teien formell immer noch eine Koalition
bilden, streiten sie offen miteinander.
Juschtschenkos Beliebtheit hat schwer ge-
litten, weil er nach dem Sieg von 2004 im-
mer wieder versucht hatte, mit den ent-
machteten Cliquen des alten Regimes ge-
gen die charismatische Timoschenko zu
mauscheln. Er sieht seine frühere politi-
sche Partnerin heute als gefährliche Geg-
nerin für die Präsidentenwahl 2009. Er
lässt keine Gelegenheit aus, ihr durch
Präsidialdekrete das Leben schwerzuma-
chen. Seine Koalitionsfraktion im Parla-
ment steuert er mittlerweile so, dass der
Regierung bei Abstimmungen immer wie-
der Stimmen fehlen. Zuletzt ist ein von
Frau Timoschenko dringend erwünschter
Nachtragshaushalt gescheitert. Einen
Misstrauensantrag ihrer Gegner konnte
die Ministerpräsidentin Anfang Juli nur
abwehren, indem sie Stimmen für sich
aus der Opposition organisierte – selbst-
verständlich erst nach einer ausgedehn-
ten Blockade des Plenums.

Die Regierungsmehrheit ist inzwischen
nur noch Fiktion. Längst hofft in Kiew nie-

mand mehr, dass die Koalition ihre gro-
ßen Projekte, etwa die dringend nötige Jus-
tiz- und Verfassungsreform, jemals ver-
wirklichen wird. Dass die Koalition trotz-
dem noch hält, liegt daran, dass bei den vo-
rigen Wahlen in der Ukraine immer ver-
lor, wer aus seinem Lager ausscherte.

Fortschritte hat es deshalb zuletzt vor
allem dort gegeben, wo die Exekutive
auch ohne Parlament handeln kann.
Dazu gehört die Europa-Politik, in der die
Verhandlungen über ein neues verstärk-
tes Abkommen nach Auskunft von EU-
Diplomaten in Kiew gute Fortschritte ma-
chen, aber auch der „intensivierte Dia-
log“ mit der Nato, der nach Darstellung
westlicher Insider seit dem Amtsantritt
der Ministerpräsidentin einen Sprung
nach vorn gemacht hat. Auch Timoschen-
kos Offensive gegen Cliquen in der Fi-
nanzverwaltung hat offenbar Früchte ge-
tragen. Die Staatseinnahmen jedenfalls
sind im ersten Halbjahr auf 111 Prozent
der veranschlagten Summe gewachsen,
was Timoschenkos Stellvertreter Nemiri-
ja im Gespräch mit dieser Zeitung auf das
Durchgreifen seiner Chefin gegen die
Mauscheleien des Zolls zurückführt.

Die ukrainische Gesellschaft hat die
Turbulenzen an der Spitze lange einfach
ignoriert. Die Wirtschaft, Chaos gewohnt
und aufs Improvisieren spezialisiert, ist

seit dem Jahr 2000 um durchschnittlich
siebeneinhalb Prozent im Jahr gewach-
sen, und längst wütet in Kiew ein Kon-
sumrausch. Seit dem Ende des letzten Jah-
res aber hat der weltweite Teuerungs-
schub auch die Ukraine erfasst. Durch
preistreibende Tendenzen einer ohnehin
überhitzten Ökonomie und traditionell
überbordende Sozialausgaben, die durch
permanente Wahlkämpfe noch angeheizt
werden, hat die Inflation mittlerweile das
europäische Rekordniveau von 29 Pro-
zent im Jahr erreicht – wenn auch das mo-
natliche Tempo von 3,1 Prozent im März
auf 0,8 Prozent im Juni abgenommen hat.

Eine so hohe Inflation aber erfordert
schnelle Reaktionen, um psychologi-
schen Verstärkereffekten zuvorzukom-
men. Weil das unter den derzeitigen Um-
ständen so gut wie unmöglich ist, kann
die Blockade der ukrainischen Politik
zum Problem werden. Westliche Ökono-
men wie Ricardo Giucci von der „deut-
schen Beratergruppe bei der ukraini-
schen Regierung“ oder Karin Rau, die
Delegierte der Deutschen Wirtschaft in
der Ukraine, sind der Ansicht, dass jetzt
vor allem das Staatsdefizit schnell ab-
gebaut werden müsste. Genau dazu aber
ist das zerstrittene Paar Timoschenko/
Juschtschenko nicht in der Lage. Minister-
präsidentin Timoschenko weiß, dass ihre

Beliebtheit auch darauf beruht, dass sie
Renten und Gehälter von Staatsbedienste-
ten sowie Mindestlöhne großzügig erhöht
hat und eine Kompensation für die verlo-
renen Sparguthaben aus der Sowjetzeit
durchgesetzt hat.

Aber auch Präsident Juschtschenko ist
Teil des Problems. So verhindert er den ur-
sprünglichen Plan von Frau Timoschen-
ko, durch den Verkauf staatlicher Betrie-
be das inflationstreibende Staatsdefizit
einzugrenzen, seit Monaten durch Präsi-
dialdekrete und andere Mittel. Seine
Freunde sagen, er wolle Timoschenko da-
durch davon abhalten, das Volksvermö-
gen in sozialen Strohfeuern zu verpul-
vern. Seine Gegner hingegen behaupten,
er wolle Timoschenko bewusst in die In-
flation treiben, um der Ikone ein paar
Kratzer beizubringen.

Das Parlament, die streitlustige Wer-
chowna Rada, hat sich unterdessen auf
die Strände der Krim in die Ferien bege-
ben. Den Nachtragshaushalt, der nach
dem Wunsch Julija Timoschenkos die
Überschusseinnahmen der vergangenen
Monate in soziale Wohltaten umwandeln
sollte, hat es zuvor nicht beschlossen.
Dieses Geld gelangte vorerst nicht in die
preistreibenden Konsumspiralen der
ukrainischen Ökonomie. Vielleicht, sagt
ein westlicher Diplomat, sei das auch
eine Art, die Inflation zu bekämpfen.

PHNOM PENH, 28. Juli (dpa/KNA).
Nach der Parlamentswahl in Kambo-
dscha am Sonntag steht die seit mehr
als 20 Jahren regierende Volkspartei
von Ministerpräsident Hun Sen vor ei-
nem Sieg. Nach vorläufigen Ergebnis-
sen habe die Volkspartei voraussicht-
lich mehr als 60 Prozent der Stimmen
errungen, teilte die nationale Wahl-
kommission am Montag in der Haupt-
stadt Phnom Penh mit. Die Volkspartei
erwartete nach eigenen Angaben, min-
destens 90 der 123 Sitze in der Volks-
vertretung zu erhalten. Nach Hochrech-
nungen kann sie mit mehr als 70 Sitzen
rechnen, verfehlt aber knapp die Zwei-
drittelmehrheit. Die Partei von Opposi-
tionsführer Sam Rainsy soll 22 Prozent
der Stimmen erhalten haben. Auf den
bisherigen Koalitionspartner der
Volkspartei, die royalistische Funcin-
pec-Partei, sollen knapp 21 Prozent
der Stimmen entfallen sein. Insgesamt
waren elf Parteien zur Wahl angetre-
ten. Laut Wahlkommission lag die
Wahlbeteiligung bei 75 Prozent. Ein of-
fizielles Endergebnis wird noch bis zu
zehn Tage auf sich warten lassen. Tau-
sende örtliche und internationale
Wahlbeobachter hatten die Wahl am
Sonntag begleitet. Die russische Dele-
gation sagte am Montag, die Wahl sei
fair verlaufen. Die Sam-Rainsy-Partei
sprach von Unregelmäßigkeiten. Die
Menschenrechtsorganisation Human
Rights Watch hatte der Regierung Ein-
schüchterung der Opposition und un-
faire Berichterstattung über andere
Parteien in den Staatsmedien vorge-
worfen. Polizei und Wahlkommission
hatten am Wahltag keine Störungen
und keine Gewalt verzeichnet.

oe. BUENOS AIRES, 28. Juli. Ein ko-
lumbianischer Guerrillero, der vorgeb-
lich für die Operationen der „Revolu-
tionären Streitkräfte Kolumbiens“
(Farc) im Grenzgebiet zwischen Ko-
lumbien und Venezuela zuständig war,
ist nach Angaben oppositioneller Me-
dien in Caracas auf venezolanischem
Territorium von der Nationalgarde fest-
genommen worden. Der 38 Jahre alte
Gabriel Culma Ortiz, genannt „Guiller-
mo“, soll den beiden Farc-Anführern
unterstellt gewesen sein, die für die Be-
wachung der Geiselgruppe zuständig
war, der auch Ingrid Betancourt ange-
hörte und die am 2. Juli in einer spekta-
kulären Aktion befreit wurde. Die bei-
den Bewacher waren bei der Opera-
tion gleichfalls festgenommen worden.
Gegen „Guillermo“ wird in Kolumbien
wegen Terrorismus, Rebellion sowie
Rauschgift- und Waffenhandels ermit-
telt. Er soll die mit der Bewachung der
22 von den Farc noch festgehaltenen
Geiseln zuständige Guerrillafront mit
Nahrungsmitteln, Waffen und Kommu-
nikationsgeräten versorgt haben. We-
der in Kolumbien noch in Venezuela
haben offizielle Stellen die Festnahme
bisher bestätigt.

Schildträger Jörg Haider im Februar 2006: Um ein Gerichtsurteil zu umgehen, sind in Kärnten Ortstafeln versetzt worden.  Foto AFP

KIEW, 28. Juli (KNA). Der Ökumeni-
sche Patriarch Bartholomaios I. von
Konstantinopel und der Moskauer Pa-
triarch Alexii II. wollen gemeinsam
ein Ende der Spaltung der orthodoxen
Kirche in der Ukraine erreichen. Bei ei-
nem Treffen am Sonntagabend in
Kiew vereinbarten die Kirchenführer
einen Dialog zur Lösung des Problems.
Nachdem die Ukraine 1991 unabhän-
gig geworden war, hatte sich ein erheb-
licher Teil der orthodoxen Geistlichen
dort vom Moskauer Patriarchat losge-
sagt und 1992 eine eigene ukrainisch-
orthodoxe Kirche des Kiewer Patriar-
chats gegründet. „Wir haben uns ent-
schieden, für die Verbesserung der Be-
ziehungen zwischen den Kirchen von
Russland und Konstantinopel zu arbei-
ten, da wir beide für die Einheit der Or-
thodoxie verantwortlich sind“, sagte
Bartholomaios I. Zugleich hoffe er,
dass Alexii II. am geplanten Treffen
der Weltorthodoxie im Oktober in Is-
tanbul teilnehme. Der Moskauer Patri-
arch sagte, die Verhandlungen sollten
die Kontroverse beenden. „Wir werden
Entscheidungen treffen, die den Inter-
essen unserer Kirchen entsprechen.“
Der Außenamtschef des Moskauer Pa-
triarchats, Metropolit Kyrill von Smo-
lensk und Kaliningrad, nannte die Ver-
handlungen ein „historisches Ereignis
für die Beziehungen beider Kirchen
und generell in der neuesten Geschich-
te der orthodoxen Kirche“. In der
Ukraine bestehen gegenwärtig drei gro-
ße orthodoxe Gruppierungen. Neben
dem Kiewer sowie dem Moskauer Pa-
triarchat gibt es noch die „Ukrainische
Autonome Orthodoxe Kirche“. Das
Treffen von Bartholomaios I. und Ale-
xij II. fand nach einem von beiden Pa-
triarchen zelebrierten Gottesdienst
zum 1020. Jahrestag der Taufe von
Kiew statt, mit der 988 die Ostslawen
christianisiert wurden. Das Verhältnis
von Bartholomaios I., dem Ehrenober-
haupt der Weltorthodoxie, und Ale-
xii II. gilt als angespannt, weil sich eini-
ge nationale orthodoxe Kirchen auf
dem Gebiet der ehemaligen Sowjetuni-
on von Moskau abwenden und die
Nähe des Patriarchats von Konstanti-
nopel suchen.

Die Schöne und der Präsident
In der Ukraine blockieren sich Ministerpräsidentin Timoschenko und Staatsoberhaupt Juschtschenko gegenseitig / Von Konrad Schuller

Regierungspartei siegt
in Kambodscha

„Farc-Mitglied
festgenommen“
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Ausland in Kürze

Orthodoxe Kirchen
wollen sich einigen

Seit Anfang der siebziger
Jahre wird in Kärnten darüber
gestritten, wo zweisprachige
Ortsschilder aufgestellt
werden sollen. Landeshaupt-
mann Haider will den Streit
mit der slowenischen
Minderheit am Leben halten.

Von Reinhard Olt


